[bookmark: _GoBack]Bekanntmachung der Landesdirektion Sachsen
nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht für das Vorhaben des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr, Niederlassung Meißen,
„Bundesstraße 98, Ausbau Knotenpunkt mit K 8572“
Gz.: 32-0522/1194
Gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, wird Folgendes bekannt gemacht:
Das Landesamt für Straßenbau und Verkehr, Niederlassung Meißen, hat mit Schreiben vom 27. August 2020 für das Vorhaben „Bundesstraße 98, Ausbau Knotenpunkt mit K 8572“ einen Antrag auf Planfeststellung nach § 17 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) gestellt und die erforderlichen Unterlagen eingereicht.
Es liegt ein Änderungsvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 2 b) UVPG vor, das der allgemeinen Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UVPG bedarf, da es die Änderung einer sonstigen Bundesstraße gemäß Nr. 14.6 Anlage 1 des UVPG zum Gegenstand hat.
Die Planfeststellungsbehörde hat daher gemäß § 9 Abs. 4 UVPG i. V. m. § 7 UVPG die allgemeine Vorprüfung als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt und dokumentiert.
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Das Änderungsvorhaben ist unter Berücksichtigung der nach Anlage 3 des UVPG maßgeblichen Kriterien nicht UVP-pflichtig, weil Merkmale (Kriterium 1), Standort (Kriterium 2) und Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen (Kriterium 3) in ihrer Zusammenschau keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ergeben haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
Im Einzelnen sind folgende tragende Erwägungen gemäß § 5 Abs. 2 UVPG i. V. m. Anlage 3 UVPG hervorzuheben:
Der Knotenpunkt B 98/K 8572 befindet sich im Bereich der Gemarkung Zschaiten der Gemeinde Nünchritz im Landkreis Meißen auf freier Strecke; er ist als vierarmige Kreuzung ausgelegt. Die B 98 ist im Bestand durch Tragfähigkeitsschäden und ungenügende Entwässerung gekennzeichnet. Der Knotenpunkt ist infolge seiner Geometrie (keine Linksabbiegespuren, zu geringe Einmündungsradien, etc.) nicht leistungsfähig. Der Oberbauzustand ist infolge von Netz- und Längsrissen sowie partiellen Flickungen schlecht. Auf der B 98 wird bis 2030 eine Verkehrszunahme prognostiziert. Die Planung sieht den grundhaften Ausbau des Knotenpunktes vor, wobei ein Umbau zu einem Knotenpunkt mit Rechtsversatz der untergeordneten Knotenpunktsäste vorgesehen ist. Die Knotenpunktgeometrie wird gemäß der gültigen Richtlinie gestaltet. Landschaftspflegerische Ausgleichs-, Ersatz-, Schutz-, Vermeidungs- und Gestaltungsmaßnahmen sind Bestandteil der Planung.
Bezüglich der in Anlage 3 Nr. 1 zum UVPG genannten Kriterien zu Vorhabensmerkmalen, welche die Größe und Ausgestaltung sowie das Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und Tätigkeiten betreffen, hat sich ergeben, dass das Vorhaben keine Merkmale aufweist, die erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen erwarten lassen würden.
Der Standort des Vorhabens als Kriterium Nr. 2 nach Anlage 3 zum UVPG weist keine Besonderheiten auf, aus deren Vorhandensein sich durch das Vorhaben die Gefahr erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen ergeben würde.
Die zu erwartenden Auswirkungen auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten Schutzgüter wurden unter Beachtung der vorgenannten Kriterien auf ihre Erheblichkeit untersucht:
Schutzgut Mensch:
In der Umgebung des Vorhabens sind keine schalltechnisch schutzwürdigen Gebäude, baulichen Anlagen oder Außenwohnbereiche; die B 98 befindet sich hier auf freier Strecke. Es waren somit keine schalltechnischen Untersuchungen erforderlich. Das Schutzgut Mensch ist damit nicht nachteilig betroffen; vielmehr kommt es sogar zu einer Verbesserung der Situation, da durch den Umbau zu einem Knoten mit Rechtsversatz die Verkehrssicherheit erhöht wird.
Schutzgüter Boden/Fläche:
Während der Bauphase kommt es infolge der Baustellenzufahrt, Baustelleneinrichtungs-/ Montageflächen und Baugruben zu einer zeitweiligen Inanspruchnahme von Boden. Der Großteil der Fläche ist jedoch schon anthropogen überformt, da es sich um einen vorhandenen Straßenkreuzungsbereich handelt. Eine erhebliche Beeinträchtigung der Bodenfunktionen durch Emissionen, wie ein Eintrag von Schadstoffen, lässt sich durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen weitgehend verhindern. Anlagebedingt kommt es zu einer Nettoneuversiegelung von 3.230 m², wodurch offene Bodenfläche verloren geht. Diese Auswirkungen sind jedoch nicht unumkehrbar, da Kompensierungsmaßnahmen, wie der teilweise Rückbau der bestehenden K 8572, vorgesehen sind. Die Auswirkungen auf den Bodenhaushalt bleiben im Ergebnis gering.
Schutzgut Wasser:
Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten. Das nicht versickerungsfähige Niederschlagswasser in Dammlagen versickert über die Böschungsbereiche in Rasenmulden. Die Größe der zu entwässernden Flächen ändert sich nur unwesentlich. Wasserschutzgebiete sind nicht betroffen.
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:
Das Bauvorhaben konzentriert sich auf einen kleinräumigen, bereits anthropogen vorbelasteten Standort.
Bei den durch die Baumaßnahme in Anspruch genommenen Flächen handelt es sich hauptsächlich um ackerbaulich genutzte Flächen ohne besonderen Biotopwert. Daneben ist relativ artenarmes Intensivgrünland der Straßenrandbereiche betroffen. Drei Bäume werden gefällt.
Die von der Baustelleneinrichtung genutzte Ackerfläche um Umfang von 3.500 m² wird nach der Baumaßnahme wieder ackerbaulich nutzbar gemacht.
Es sind folgende Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen vorgesehen:
-	Erhalt und Integrierung der zu fällenden Baumsubstanz,
-	Schutz der Vegetation während der Bauphase,
-	Schutz europäischer Vogelarten mittels Bauzeitenregelung.
Als Kompensationsmaßnahme ist die Neupflanzung von fünf Bäumen geplant. Somit sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zu erwarten.
Schutzgut Klima und Luft:
Das Bauvorhaben ist sehr kleinräumig, so dass mikroklimatische Veränderungen ausgeschlossen werden können. Unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen und des fehlenden Siedlungsbezuges sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.
Schutzgut Landschaftsbild:
Das Landschaftsbild des Vorhabenbereiches ist durch die vorhandene Nutzung durch die bestehenden Straßen- und Ackerflächen geprägt und damit entsprechend anthropogen vorbelastet. Eine Ausnahme sind die Einzelgehölze am Kreuzungsbereich. Es werden jedoch lediglich drei Bäume gefällt. Erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild sind unter Beachtung dieser Vorprägung mit dem Vorhaben nicht verbunden.
Zusammenfassung:
Unter Berücksichtigung aller möglichen Wirkungsfaktoren und unter Summation der einzelnen nachteiligen Umweltauswirkungen ist hinsichtlich der Dauer, Häufigkeit, Schwere, Komplexität und Reversibilität der Auswirkungen auf diese Schutzgüter festzustellen, dass die Auswirkungen unter Berücksichtigung der Vorbelastung durch die vorhandene Straße als nicht erheblich prognostiziert werden. Die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung ergibt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht.
Die Feststellung, dass keine UVP-Pflicht besteht, ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar.
Die entscheidungserheblichen Unterlagen sind gemäß den Bestimmungen des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes (SächsUIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 25 des Gesetzes vom 5  April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Referat 32, Braustraße 2, 04107 Leipzig, zugänglich.
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